Vereinbarung

zum 

unmittelbaren Überlassen von 

Drogen-Substitutionsmittel in der Apotheke

gemäß § 5 Abs. 6 und 7 BtMVV
Zwischen

Name:___________________________________

(im folgenden Arzt genannt)
Anschrift:





Telefon:


Fax:



_____________________________



_____________________________

sein Vertreter:_____________________________Telefon


Fax

und

Name:____________________________________


(im folgenden Apothekenleiter genannt)
Anschrift:





Telefon:


Fax:



______________________________



______________________________

wird folgende Vereinbarung getroffen:

1. 

Der Patient 



___________________________________________




(Name,  Vorname, Geburtsdatum)



___________________________________________




(Anschrift)

wird in der 



____________________________________________




(Apotheke)
an folgenden Tagen



____________________________________________




(Einnahmetage)

mit dem Substitutionsmittel 



____________________________________________




(Substitut, Tagesdosis)

zum unmittelbaren Verbrauch im Auftrag des obigen Arztes versorgt.

Der Patient hat sich auszuweisen und lässt sich die Verabreichung auf seiner Einnahmevorschrift des Arztes, die die exakte Dosierung beinhaltet, bestätigen.

2.

Der Arzt hat dafür Sorge zu tragen, dass in der Apotheke ausreichende Mengen der zu verabreichenden Arzneimittel vorhanden sind, gegebenenfalls durch das Einlösen der Substitutionsverordnungen in der Apotheke.

3.

Der Arzt beauftragt den Apothekenleiter, die Vergabe in der Apotheke vorzunehmen. Die Vergabe kann auch durch einen Angehörigen des pharmazeutischen Personals der Apotheke erfolgen, soweit er in diese Vereinbarung ausdrücklich einbezogen wurde und im Vordruck der Anlage 1 dazu persönlich aufgeführt wird.

4.

Der Arzt verpflichtet sich, den Apothekenleiter und das Vergabepersonal einzuweisen 

(§ 5 Abs. 6 BtMVV). Die Einweisung beinhaltet beispielhaft Handlungsanweisungen für die Vergabe des Substitutionsmittels sowie für die Verweigerung der Vergabe, z. B. bei alkoholisierten Patienten bzw. bei Verdachte auf übermäßigen Beikonsum, sowie Handlungsanweisungen für mögliche Notfallsituationen. Die Einweisung ist Bestandteil dieses Vertrages und soll in schriftlicher Form erstellt werden. Sie ist vom Arzt und den mit der Vergabe Beauftragten zu unterschreiben.

5.

Der Behandlungsvertrag zwischen Arzt und Patienten liegt dem Apotheker als Muster vor. Wesentliche Informationen, die die Tätigkeit des Apothekenleiters und des Vergabepersonals betreffen, teilt der Arzt diesem unverzüglich mit.

6.

Eine Erklärung des Patienten, die den Arzt, den Apothekenleiter und das mit der Vergabe beauftragte Apothekenpersonal von der Schweigepflicht entbindet und zum Austausch substitutionsrelevanter Informationen berechtigt, liegt beim Arzt vor und wird der Apotheke als Kopie zur Verfügung gestellt.

7.

Dem Patienten ist nicht mehr als die verordnete Dosis durch den Apothekenleiter bzw. seinem Personal zum unmittelbaren Verbrauch zu überlassen.

8.

Der Apothekenleiter meldet dem Arzt das Nichterscheinen bzw. Verhaltensweisen des Patienten, die eine ordnungsgemäße Durchführung der Substitutionsbehandlung gefährden.

9.

Der Apothekenleiter übernimmt die personenbezogene Nachweisführung nach § 13 Abs. 1 Satz 4 BtMVV. Diese Dokumentation wird dem Arzt monatlich zur Verfügung gestellt. Die monatliche Bestandskontrolle nach § 17 BtG erfolgt in Abstimmung mit dem Arzt durch den Apothekenleiter.

10.

Der Arzt kann sich in Anwesenheit des Apothekenleiters jederzeit von der ordnungsgemäßen Vergabe des Substitutionsmittels überzeugen.

11.

Für die Qualität des zu vergebenden Arzneimittels haftet der Apotheker im Rahmen der Betriebshaftpflicht. Für die Substitutionstherapie und die damit verbundenen Maßnahmen haftet der Arzt.

12.

Meinungsverschiedenheiten bei der Durchführung dieser Vereinbarung sollen einvernehmlich zwischen Arzt und Apothekenleiter geregelt werden.

13.

Die Vereinbarung endet, wenn:

-
die Therapie abgebrochen wird (in diesem Fall ist die Apotheke unverzüglich zu 


benachrichtigen)

-
der Patient in eine stationäre Therapie zur Wiederherstellung der


Betäubungsmittelabstinenz überwiesen wird.

14.

Eine Kündigung dieser Vereinbarung muss schriftlich erfolgen. Die Kündigungsfrist beträgt beiderseits 2 Wochen. Nach Beendigung des Vertragsverhältnisses sind alle gegenseitigen Ansprüche innerhalb einer Frist von 3 Monaten schriftlich geltend zu machen. Bei Nichteinhaltung der Frist sind die Ansprüche verfallen.

Arzt


______________________

_________________________





Ort, Datum



Unterschrift
Apothekenleiter
______________________

_________________________





Ort, Datum



Unterschrift

Anlage 1

zu Ziffer 3 der Vereinbarung zum unmittelbaren Überlassen von Drogen-Substitutionsmittel in der Apotheke gemäß § 5 Abs. 5 und 6 BtMVV vom _______________.






Datum

Folgendes pharmazeutische Personal führt die Vergabe von Substitutionsmittel in der



_______________________________- Apotheke durch:

1.

Name:

__________________________________________

Anschrift:
_______________________________________________________________________









Datum


Unterschrift

2.

Name:

__________________________________________

Anschrift:
_______________________________________________________________________









Datum


Unterschrift

3.

Name:

__________________________________________

Anschrift:
_______________________________________________________________________









Datum


Unterschrift

4.

Name:

__________________________________________

Anschrift
________________________________________________________________________









Datum


Unterschrift

5.

Name:

__________________________________________

Anschrift:
_______________________________________________________________________









Datum


Unterschrift

Schweigepflichtentbindung

Patient:



_______________________________________________




Name, Vorname, Geburtsdatum



_______________________________________________




Anschrift

Hiermit entbindet der/die Patient/in den/die Apotheker/in und den/die Arzt/Ärztin von der Schweigepflicht zur Übermittlung von Informationen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Substitution stehen.

Ort, Datum:

Unterschrift:

